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Drucksache 3488 


Schriftlicher Beridht 

des Ausschusses für Kriegsopfer- und Heimkehrerfragen 

{ 29 . Ausschuß) 

über den von der Fraktion der SPD eingebraditen 
Entwurf eines Sechsten Gesetzes zur Änderung des 
Bundesversorgungsgesetzes 
— Drucksache 3139 — 

über den von der Fraktion der FDP eingebraditen 
Entwurf eines Sechsten Gesetzes zur Änderung des 
Bundesversorgungsgesetzes 
— Drucksache 3188 — 

über den von der Fraktion des GB/BFIE eingebrachten 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Bundesversorgungsgesetzes 
— Drucksache 3194 — 

über den von den Fraktionen der CDU/CSU, DP (FVP) 
eingebrachten Entwurf eines Sechsten Gesetzes zur 
Änderung des Bundesversorgungsgesetzes 
— Drucksache 3287 — 

A. Bericht des Abgeordneten Petersen: 


I. Allgemeines 

Der Deutsche Biimdestaig hat die oben aiufgeführ- 
ten Gesetzentwürfe in seiner 198. Sitzung am 
15. März 1957 zur weiteren Benatunig an den Aus- 
schuß für Kriegsopfer- und Heimkehrerfragen und 
gemäß § 96 (neu) der Geschäftsordnung an den 
Haushaltsausschuß überwiesen. Der Ausschuß für 
Kriegsopfer- und Heimkehrerfragen hat das Gesetz 
in der Zeit vom 21. März bis 6. Mai 1957 in sieben 
Sitzungen und zwei Lesungen eingehend beraten. 
Der Haushaltsauisschuß wird in einem eigenen Be- 
richt Stellung nehmen. 

Die zwingende Notwendigkeit einer Aufbesse- 
rung der Kriegsopferversorgung ergibt sich nach 
einmütiger Meinung aller Fraktionen laus der vom 
Bundestag verabschiedeten Neuregelung des Rechts 
der Rentenversicherung. Dies deshalb, weil zahl- 
reiche Kriegsopfer infolge der Anrechnungsbestim- 
mungen bei der Ausgleichs- und Elternrente nicht 
in den vollen Genuß der Leistunigsverbessenungen 
aus der Rentenversicherung kommen. Die vor- 


gesehenen Erhöhungen der Grund- und Elternren- 
ten und insbesondere der Zuschlag zur Aaisigleichs- 
rente sollen hierfür einen sozialen Ausgleich bie- 
ten. Die verbesserten Kriegsopferrenten werden 
jedoch nicht in allen Fällen die Nachteile der An- 
rechnung au'ffiangen. 

Im Hinblick lauf die Kürze der für die Beratung 
zur Verfügung stehenden Zeit war es dem Aus- 
schuß nicht möglich, im Rahmen dieses Gesetzes 
eine Vielfalt von bedeutsamen sozialpolitischen 
Einzelproblemen zu behandeln. Diese Fragen wur- 
den bis zur großen Reform der Kriegsopferversor- 
gung zurückgestelltt, die der Ausschuß für eine vor- 
dringliche Aufgabe des Dritten Bundestages hält. 
Die zuständigen Fachmindsterien wurden gebeten, 
bereits jetzt entsprechende Vorbereitungen für die- 
ses Reformwerk zu treffen. In der Sechsten Novelle 
zum Bundesversorgungsgesetz sieht der Ausschuß 
einen weiteren Schritt auf dem Weg zu dieser Re- 
form der Kriegs Opferversorgung. 
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Nach den Berechnungen der Bundesmiinisterien 
für Arbeit lund der Finianzen haben die Anträge der 
Fraktionen im einzelnen folgende jährliche Mehr- 
ausgaben für den Brun des'haus halt zur Folge; 


SPD 

— Drucksache 3139 — 740,196 Mio DM 


FDP 

— ■ Drucksiache 3188 — 1 013,285 Mio DM 

GB/BHE 

— Drucksache 3194 — 791,262 Mio DM 

CDU/CSU, DP (FVP) 

— Drucksache 3287 — 421,627 Mio DM. 

In sehr ausführlichen Beratuingen mit den Her- 
ren Bundesiministern für Arbeit und der Finanzen 
wiunden Überlegungen darüber (angestellt, in wel- 
cher Höhe Haushaltsmittel zur Realisierung dieser 
Anträge bereitgestellt werden können. Der Aus- 
schluß ikam schließlich zu dem Ergebnis, daß infolge 
der höher als ursprünglich geschätzten Einsparun- 
gen, die sich insbesondere durch die Anrechnung 
der höheren Rentenleisitunigen aus der Neuregelung 
des Rechts der Rentenversicherung ider Arbeiter 
und Angestellten auf die Ausgleichs- und Eltern- 
renten ergeben werden, ein um rund 120 Mio DM 
über den Koalitionsantrag — Drucksache 3287 — 
hinausgehender Betrag für Leistungsverbesseriun- 
gen eingeplant, mit Rücksicht lauf die angespiannte 
Haiushaltslage jedoch über diesen Betrag nicht hin- 
ausgegangen werden könne. Dieser Mehrbetrag 
von 120 Mio DM wurde nach einer interfraktionel- 
len Vorberatung für eine über den Antrag — 
Drucksache 3287 — himausgehende Verbesserung 
der Grundrenten der Beschädigten mit einer MdE 
von 60, 70 imd 80 v. H., für die einheitliche Gestal- 
tung der Grundrente der Witwie, eine weitere An- 
hebung der Elternrenten und die Erhöhung des 
Höchst be träges der Pflegezulage verwendet. 


Der Ausschuß ist einmütig der Auffassung, daß 
alle Einsparungen innerhalb des Kriegsopferetats 
so lange für Leis tungsverb esse rungen 'in der 
Kriegsopfer Versorgung Verwendung finden sollen, 
bis eine den Vergleich mit den übriigen Soziallei- 
stungsempfängern stfandhaltende lausreichende 
Versorgung der Kriegsopfer sichergestellt ist. Der 
Ausschuß erwartet, daß die Bundesregierung die- 
sem Anliegen bei ihren zukünftigen Planungen 
Rechnung trägt. 


Die Fraktion der FDP hat zur Ausschuß beratuing 
einen von Drucksache 3188 abweichenden Antrag 
vorgelegt, der sich auf eine Erhöhung der Grund- 
renten der Bieschädigten, Witwen fund Waisen 
sowie auf eine Erhöhung der Eltemrenten be- 
schränkt. Hierzu wurde die Erklärung abgegeben, 
daß sich die FDP-Fraktion die übrigen in Druck- 
sache 3188 gestellten Anträge für die Zukunft Vor- 
behalte, diese jedoch im Rahmen der Sechsten 
Novelle zum BVG wegen der Haushalts läge nicht 
aufrechterhalte . 


In der ersten Ausschuß lesung haben die unter 
den Nr. 2 bis 9, 11 und 13 genannten Bestimmun- 


gen die einstimmige Billigung des Ausschusses ge- 
funden. Die weitergehenden Anträge der Fraktio- 
nen der SPD, FDP und des GB/BHE zu den §§31, 
41 Abs. 5, §§ 46, 50 Abs. 1, § 51 und zur Frage des In- 
krafttretens des Gesetzes wurden in erster Lesung 
durch Mehrheiftsibeschluß abgelehnt. In der zweiten 
Ausschußlesunjg wurde der Gesetzentwurf in der 
vorlieg enden Fassung einstimmig angenommen. 


II. Im einzelnen: 

Zu Artikel I 
Zu Nr. 1 

Die zu § 31 Abs. 1 beschlossenen Erhöhungen zur 

Grundrente enthalten Verbesserungen für alle Er- 
werbsminderungsgrade. 

Zu Nr. 2 

Die Ergänzung des § 32 Abs. 1 ist aus den Ver- 
waltungs Vorschriften Nr. 3 Abs. 1 zu § 32 übernom- 
men worden. Die Hereinnahme dieser Bestimmung 
in das Gesetz soll der Verwaltung und den Sozial- 
gerichten die bindende Verpflichtung auferlegen, 
bei Prüfung der Voraussietzurugen für die Gewäh- 
rung einer Ausgleichs rente lauch zu berücksichtigen, 
ob dem Beschädigten eine Erwerbstätigkeit nur mit 
überdurchschnittlichem Kräfteaufwand zugemutet 
werden kann. 

In § 32 Abs. 3 ist der Erhöhungsbetrag zur Aus- 
gleichsrente dies Beschädigten für die Ehefrau und 
die Kinder von 20 DM auf 25 DM verbessert und 
die Möglichkeit zum Bezug des Erhöhungsbetrags 
für Kinder vom vierundzwanzigsten auf das fünf- 
undzv/ainzdjgsite Lebensjahr lausgedehn't worden. Der 
ErhöhurLgsbetrag soll außerdem über das fünfund- 
zwanzigste Lebensjahr hinaus in den Fällen 
gewährt werden können, in denen die Schul- oder 
Beruf sauisbilidung des Kindes durch Erfüllung der 
Wehr- oder Ersatzdienstp flicht unterbrochen oder 
verzögert worden ist. 

Mit der Einfügung eines neuen Absatzes 4 in den 
§ 32 wird als Neuleistung in Form eines Zuschlags 
zur vollen Ausgleichsrente ein sozialer Ausgleich 
für die Beschädigten geschaffen, die außer den Lei- 
stungen nach dem Bundesversorgungsgesetz über 
keine nennienswerten sonstigen Einkünfte, insbe- 
sondere aus der Sozialversicberung, verfügen. 

Zu Nr. 3 

Diese Erhöhung der Einkommensgrenzen ergibt 
sich aus der Änderunig des Erhöhungsbetrages zur 
Ausgleichsrente in § 32 Abs. 3. 

Zu Nr. 4 

In Angleichung an die vorgesehene Regelung in 
den Kindergeldgesetzen — Drucksache 3490 — ist 
das Kindergeld für das dritte und jedes weitere 
Kind eines Schwerbeschädigten von 25 DM auf 
30 DM heraufgesetzt worden. 
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Zu Nr. 5 

Mit der ErhöhurLg des Höchstbetrages der 
Pflegezulage von 225 DM auf 275 DM soll den be- 
sonders hohen Aufwendungen Rechnung getragen 
werden, die Schwerbeschädigten auf Grund eines 
außergewöhnlichen Leidenzustandes entstehen. 
Hiterfür kommen insbesondere folgende Schwer- 
beschädigte in Betracht: 

Querschnittgelähmte mit Blasen- und Mast- 
d armlähmunigen, 

Hirnverletzte mit schweren psychischen iUnd 
physischen Störungen und Gebrauchsbehinde- 
rung mehrerer Gliedmaßen, 

Ohnhänder mit Verlust von beiden Ober- 
schenkeln, 

blinde Ohnhänder und blinde Doppelober- 
schenkel amput i erte , 

Blinde mit völligem Verlust zweier Glied- 
maßen. 

Zu Nr. 6 

Die Grundrente der Witwen ist einheitlich auf 
70 DM festgesetzt worden. Der Ausschuß hat diamit 
die Zweiteilung beseitigt, die § 40 für erwebs'fähige 
oder kinderlose Witv/en unter 40 Jahren und die 
übrigen Witwen mit der Gewäihruntg einer Grund- 
rente in unterschiedlicher Höhe vorsah. 

Zu Nr. 7 

Ebenso wie den Beschädigten soll auch den über 
keine nennenswerten sonstigen Einkünfte ver- 
fügenden Witwen ein sozialer Ausgleich gewährt 
werden (vgl. Begründung zu Nr. 2 letzter Absatz). 

Zu Nr. 8 

Auch für das dritte und jedes weitere Kind einer 
Witwe wird das Kindergeld >auf 30 DM erhöht. 

Zu Nr. 9 

Das in der Begründung zu Nr. 2, zweiter Absatz 
(§ 32 Abs. 3), Gesagte gilt in bezug auf die Waisen- 
renten enitsp rechend. 

Zu Nr. 10 

Die Grundrenten der Waisen haben eine Er- 
höhung um 5 DM monatlich erfahren. 

Zu Nr. 11 

Neu ist die Einführung einer Elternbeihilfe in 
Höhe von zwei Dritteln der Elternrente in den Fäil- 
len, in dienen die Voraussetzung der Ernährereigen- 
schaft des Verstorbenen nicht voll erfüllt ist. Diese 
Bestimmung wird in zahlreichen Fällen zu einer 
Beseitigung von Härten führen. Ein weitergehen- 
der Antrag, auf die Prüfung der Ernährereigen- 
schaft ganz zu verzichten, fand keine Mehrheit. 


Zu Nr. 12 

Die vollen Elternrenten und die für die Gewäh- 
rung einer Elternrente maßgebendien Einkommieins- 
grenzen wiurden für ein Elternpaar um 20 DM und 
für einen Eltern teil um 15 DM angehoben. Die Er- 
gänzung des § 51 Abs. 3 um den Buchstaben c stellt 
sicher, daß die Erhöhungsbeträge zur Elternrente 
auch für die an einer Wehrdienstbeschädigung im 
Sinne des Soldatenversorgungsigesetzes gestorbe- 
nen Kinder gewährt wird. 

Zu Nr. 13 

Das Problem der Erziehungsbeihiifen (§ 27 

Abs. 1) ißt im Ausschuß einigehend erörtert Vv^orden. 
Der Ausschuß ist einmütig der Auffassung, daß die 
Erziehungsbeihilfe auch in d-on Fällen \v^eit0rzugc- 
wäihren ist, in denen die Ausgleichsreinle infolge 
der erhöhten Rentenleistunigen aus der Neurege- 
lung des Rechts der Rentenversicherung der Ange- 
s'tellten und Arbeiter entfällt. Der Ausschuß ist 
ferner der Meinung, daß die Vielfalt der zfu § 27 
Abs. 1 ergangenen Rundschreiben der Bundesregie- 
rung an d,:e Länder zu einer Unübersichtlichkeit 
geführt und damit die praktische Anwendung 
diurch die atusführenden Behörden erschwert hat. 
Andererseits sind die Länder an die in den Rund- 
schreiben des Bundesministeriums des Innern zum 
Ausdruck gebrachten Empfehlungen nicht gebun- 
den; dies hat eine uniterschied liehe Ausführung des 
§ 27 Abs. 1 zur Folge. Um diese Unzuträglichkeiten 
auszu räumen und einie großzügige Anwendung der 
Erziehungsbeihiifen zu gewährleisten, soll die Bun- 
desregierung in § 92 Abs. 1 zum Erlaß einer die 
Verwaltung und Sozialgerichte bindenden Rechts- 
verordnung über Voraussetzungen, Art, Ausmaß 
und Dauer der Erziehungsbeihilfe sowie über das 
Verfahren ermächtigt werden. 

Zu Artikel II 

In den Übergangsvorschriften ist insbesondere 
geregelt, in welchen Fällen auf Grund der nach 
diesem Gesetz vorgeselienen Verbesserunigen oder 
der sich aus diesem Gesetz ergebenden neuen An- 
sprüche eine Neufeststellung der Bezüge von Amts 
wegen erfolgt oder eine Antragstellung erforder- 
lich wird. 

Zu Artikel III 

Diese Vorschrift regelt die Anwendung des Ge- 
setzes in Berlin. 

Zu Artikel IV 

Da das Bundesversorgungsgesetz im Saarland 
noch keine Anwenduinig findet, ist auch die vorlie- 
gende Novelle von einer Geltung dort ausgenom- 
men. 

Zu Artikel V 

Das Inkrafttreten des Gesetzes am 1. Mai 1957 
soll die von diesem Zeitpunkt ab zur Auswirkung 
kommenden Nachteile auffangen, die sich aus den 
AnrechnurLgsbestimmungen nach dem BTxndesver- 
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sorguagsgesetz in bezug auf die erhöhten Le Ls tun- Zu Nr. 6 


gen aus der Rentenversicherung für die Empfän- 
ger von Ausgleichs- und Elternrenten ergeben. 

Grund rente der Witwe (§ 40) 

212,540 



Zu Nr. 7 


III. Finanzielle Auswirkungen 


Zuschlag zur vollen Ausgleichs rente der 
Witwe (§ 41 Abs. 5) 

36,000 

Die mit der Sechsten Novelle zum Bundesver- 
sorgungsgesetz vorgesehenen Leistungsverbesse- 
runigen verursachen voraussichtlich die nachstehen- 
den au^geführten Mehraufwendungen pro Haus- 
haltsjahr : 

Zu Nr. 8 

Kindergeld (§ 41 a) 

Zu Nr. 9 

0,480 

Zu Nr. 1 

jährliche 
Mehraus- 
gaben in 
Mio DM 

Verlängerung der Altersgrenze bei Ge- 
währung der WaLsenrente bis zur Voll- 
endung des fünifundzwianzigsten Lebens- 
jahres (§ 45 Abs. 3) 

1,027 

Grundrente der Beschädigten 
(§ 31 Abs. 1) 

142,254 

Zu Nr. 10 

Grundrente der Waisen (§ 46) 

53,580 

Zu Nr. 2 b 

Erhötiung zur Ausgleichsrente der Be- 
schädigten; für Kinder bis zum vollen- 
deten fünfunidzwanzigisten Lebensjahr 
(§ 32 Abs. 3) 

20,354 

Zu Nr. 11 

Elternbeiihilfe (§ 50 Abs. 2) 

Zu Nr. 12 

Elternrente (§ 51 Abs. 1) 

15,700 

42,072 

Zu Nt. 2 c 


Jährliche Mehraufwendungen insgesamt 

542,187 

Zuschlag ' ar vollen Ausgleichsrente der 
Beschädiircen (§ 32 Abs. 4) 

Zu Nr 4 

17,040 

Da das Gesetz erst am 1. Mai 1957 in Kraft tritt, 
vermindern sich die Ausgaben für das Rechnungs- 
jahr 1957 um ein Zwölftel auf rund 497 Mio DM. 

Kind jTgeld (§ 34 a) 

0,420 

Bonn, den 10. Mai 1957 


Zr Nr. 5 


Petersen 

'’^'flegezuLage (§ 35 Abs, 1) 

0,720 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses: 


Der Bundestag wolle beschließen, ' 

1. den Gesetzentwurf — Drucksachen 3139, 3188, 
3194, 3287 — mit der Überschrift 

„Entwurf eines Sechsten Gesetzes zur Änderung 
und Ergänzung des Bundesversorgungsgesetzes“ 

in der nachstehenden Fassung anzunehmen; 

2. die zu dem Gesetzentwurf eingeganigenen Peti- 
tionen für erledigt zu erklären. 

Bonn, den 6. Mai 1957 

Der Ausschuß 

für Kriegsopfer- und Heimkehrerfragen 
Petersen 

Vorsitzender und Berichterstatter 
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Beschlüsse des 29. Ausschusses 


Entwurf eines Sechsten Gesetzes 

zur Änderung und Ergänzung des Bundesversorgungsgesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel I 

Änderung von Vorschriften des 
Bundesversorgungsgesetzes 

Das Gesetz über die Versorgung der Opfer 
des Krieges (Bundesversorgungsgesetz) in der 
Fassung vom 6. Juni 1956 (Bundesgesetzbl. I 
S. 469) wird wie folgt geändert und ergänzt; 

1. § 31 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„(1) Die Grundrente beträgt monat- 
lich bei einer Minderung der Erwerbsfä- 
higkeit 

um 30 vom Hundert 30 Deutsche Mark, 
um 40 vom Hundert 38 Deutsche Mark, 
um 50 vom Hundert 48 Deutsche Mark, 
um 60 vom Hundert 60 Deutsche Mark, 
um 70 vom Hundert 80 Deutsche Mark, 
um 80 vom Hundert 100 Deutsdie Mark, 
um 90 vom Hundert 120 Deutsche Mark, 
bei Erwerbs- 
unfähigkeit 140 Deutsche Mark. 

Die Grundrente erhöht sich für Schwer- 
beschädigte, die das fünfundsechzigste 
Lebensjahr vollendet haben, um 10 Deut- 
sche Mark.“ 

2. § 32 wird wie folgt geändert und er- 
^ gänzt: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Schwerbeschädigte (§ 29 Abs. 2) 
erhalten eine Ausgleichsrente, wenn 
sie infolge ihres Gesundheitszustandes 


oder hohen Alters oder aus einem von 
ihnen nicht zu vertretenden sonstigen 
Grunde eine ihnen zumutbare Er- 
werbstätigkeit nicht oder nur in be- 
schränktem Umfange oder nur mit 
überdurchschnittlichem Kräfteaufwand 
ausüben können und ihr Lebensunter- 
halt nicht auf andere Weise sicherge- 
stellt ist.“ 

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung; 

„(3) Die Ausgleichsrente erhöht sich 
für die Ehefrau (den Ehemann) und 
für jedes von dem Beschädigten (der 
Beschädigten) unterhaltene Kind bis 
zur Vollendung des achtzehnten Le- 
bensjahres, längstens jedoch bis zum 
Ablauf des Monats, in dem es sich 
verheiratet, um 25 Deutsche Mark. Sie 
kann in gleicher Weise nach Vollen- 
dung des achtzehnten Lebensjahres er- 
höht werden für ein unverheiratetes 
Kind, das 

a) sich in der Schul- oder Berufsaus- 
bildung befindet, längstens bis zur 
Vollendung des fünfundzwanzig- 
sten Lebensjahres, 

b) bei Vollendung des achtzehnten 
Lebensjahres infolge körperlicher 
oder geistiger Gebrechen außer- 
stande ist, sich selbst zu unterhal- 
ten, solange dieser Zustand dauert. 

Im Fall der Unterbrechung oder Ver- 
zögerung der Schul- oder Berufsaus- 
bildung durch Erfüllung der gesetz- 
lichen Wehr- oder Ersatzdienstpflicht 
eines Kindes im Sinne des Satzes 2 
Buchstabe a kann die Ausgleichsrente 
um den im Satz 1 genannten Betrag 



auch für einen der Zeit dieses Dienstes 
entsprechenden Zeitraum über das 
fünfundzwanzigste Lebensjahr hinaus 
gewährt werden.“ 

c) Als neuer Absatz 4 wird eingefügt: 

„(4) Schwerbeschädigte, deren son- 
stiges Einkommen 35 Deutsche Mark 
monatlich nicht übersteigt, erhalten 
zur vollen Ausgleichsrente einen Zu- 
schlag in Höhe von 20 Deutschen Mark 
monatlich.“ 

d) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5. 
Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 6; 
in ihm wird die Zahl „4“ durch die 
Zahl „5“ ersetzt. 

3. In § 33 Abs. 1 Satz 2 wird die Zahl „20“ 
^ durch die Zahl „25“ ersetzt. 

4. In § 34 a Abs. 1 wird die Zahl „25“ 
^ durdi die Zahl „30“ ersetzt. 

5. In § 35 Abs. 1 wird die Zahl „225“ durch 
^ die Zahl „275“ ersetzt. 

6. § 40 erhält folgende Fassung: 

♦ 

4 40 

Die Grundrente der Witwe beträgt 

70 Deutsche Mark monatlich.“ 

7. § 41 wird wie folgt geändert und er- 
^ gänzt: 

a) Als neuer Absatz 5 wird eingefügt: 

„(5) Witwen, deren sonstiges Ein- 
kommen 25 Deutsche Mark monatlich 
nicht übersteigt, erhalten zur vollen 
Ausgleichsrente einen Zuschlag in 
Höhe von 15 Deutschen Mark monat- 
lich.“ 

b) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 6. 

8. In § 41 a Abs. 1 wird die Zahl „25“ 
^ durdi die Zahl „30“ ersetzt. 

9. § 45 Abs. 3 wird wie folgt geändert und 
^ ergänzt: 

a) In Buchstabe a wird das Wort „vier- 
undzwanzigsten“ durch das Wort 
„fünfundzwanzigsten“ ersetzt. 

b) Dem Absatz 3 wird folgender Satz 
angefügt: 


„Im Fall der Unterbrechung oder 
Verzögerung der Schul- oder Berufs- 
ausbildung durch Erfüllung der ge- 
setzlichen Wehr- oder Ersatzdienst- 
pflidit einer Waise im Sinne des Sat- 
zes 1 Buchstabe a kann die Waisen- 
rente für einen der Zeit dieses Dien- 
stes entsprechenden Zeitraum über das 
fünfundzwanzigste Lebensjahr hinaus 
gewährt werden.“ 

10. In § 46 wird die Zahl „15“ durch die 
^ Zahl „20“ und die Zahl „25“ durch die 

Zahl „30“ ersetzt. 

11. § 50 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

♦ 

a) Als neuer Absatz 2 wird eingefügt: 

„(2) Ist die Voraussetzung, daß der 
Verstorbene der Ernährer gewesen ist 
oder geworden wäre, nicht voll er- 
füllt, so kann eine Elternbeihilfe ge- 
v/ährt werden.“ 

b) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3. 
Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4; 
In ihm wird die Zahl „2“ durch die 
Zahl „3“ ersetzt. 

12. § 51 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„(1) Die volle Elternrente beträgt mo- 
natlich 

bei einem Elternpaar 130 Deutsche Mark, 
bei einem Elternteil 90 Deutsche Mark. 

(2) Elternrente ist nur insoweit zu ge- 
währen, als sie zusammen mit dem son- 
stigen Einkommen folgende Monats- 
beträge nicht übersteigt: 

bei einem Elternpaar 190 Deutsche Mark, 
bei einem Elternteil 130 Deutsche Mark. 

(3) Sind mehrere Kinder an den Folgen 
einer Schädigung gestorben, so erhöhen 
sich die Elternrenten (Absatz 1) und die 
Einkommensgrenzen (Absatz 2) für jedes 
weitere Kind 

bei einem Elternpaar um 1 5 DeutscheMark, 
beleinemElternteil um lODeutscheMark. 

Die Erhöhung wird auch gewährt für 
Kinder, die 

a) verschollen sind, 

b) Infolge einer Im Gewahrsam erlittenen 
Schädigung Im Sinne des Häftllngs- 
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hilfegesetzes gestorben sind, sofern 
Aussdiließungsgründe nicht vorliegen, 

c) infolge einer Wehrdienstbeschädigung 
im Sinne des Soldatenversorgungs- 
gesetzes gestorben sind. 

(4) Ist das einzige oder das letzte Kind 
oder sind alle Kinder an den Folgen einer 
Schädigung gestorben, so erhöhen sich, 
wenn es günstiger ist, die Elternrenten 
(Absatz 1) und die Einkommensgrenzen 
(Absatz 2) 

beieinemElternpaarumSODeutscheMark, 
bei einem Elternteil um35DeutscheMark. 
Absatz 3 Satz 2 gilt entsprechend. 

(5) § 33 Abs. 2 Satz 1 und 6 finden 
Anwendung. Als sonstiges Einkommen 
gelten auch freiwillige Leistungen, die mit 
Rücksicht auf ein früheres Dienst- oder 
Arbeitsverhältnis oder eine frühere selb- 
ständige Berufstätigkeit oder als zusätz- 
liche Versorgungsleistung einer berufs- 
ständischen Organisation laufend ge- 
währt werden, und zwar bei einem 
Elternpaar mit dem 20 Deutsche Mark, 
bei einem Elternteil mit dem 15 Deutsche 
Mark monatlich übersteigenden Betrag. 

(6) Elternrenten werden auf volle 
Deutsche Mark aufgerundet. Ergeben 
sich Renten von weniger als 5 Deutsche 
Mark, so werden sie auf diesen Betrag 
erhöht." 

(7) Die Elternbeihilfe darf zwei Drittel 
der Elternrente nicht übersteigen. 

13. § 92 Abs. 1 wird wie folgt ergänzt: 

a) Als neuer Buchstabe c wird eingefügt: 

„c) Voraussetzungen, Art, Ausmaß 
und Dauer der Erziehungsbeihilfe 
sowie das Verfahren (§ 27 

Abs. 1),". 

b) Der bisherige Buchstabe c wird Buch- 
stabe d. 


Artikel II 

Übergangsvorschriften 

Die Grundrenten nach Artikel I Nr. 1, 6 
und 10, die Ausgleichsrente, die nach Arti- 
kel I Nr. 2 Buchstabe b erhöht wird, das 
Kindergeld nach Artikel I Nr. 4 und 8, die 
Pflegezulage nach Artikel I Nr. 5 sowie die 
Elternrente nach Artikel I Nr. 12 werden 
von Amts wegen neu festgestellt. Im übrigen 
werden neue Leistungen, die sich aus diesem 
Gesetz ergeben, nur auf Antrag gewährt. 
Wird der Antrag binnen sechs Monaten nach 
Verkündung dieses Gesetzes gestellt und 
wird dem Antrag stattgegeben, so beginnt 
die Zahlung mit dem Monat, in dem die 
Voraussetzungen erfüllt sind, frühestens mit 
dem 1. Mai 1957. 


Artikel III 

Anwendung des Gesetzes 
auf Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die auf 
Grund dieses Gesetzes erlassen werden, gel- 
ten im Land Berlin nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes. 


Artikel IV 

Nichtanwendung des Gesetzes 
im Saarland 

Dieses Gesetz gilt nicht im Saarland. 


Artikel V 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Mai 1957 in Kraft. 
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